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Gericht 

Asylgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

11.02.2009 

Geschäftszahl 

B9 260328-2/2008 

Spruch 

B9 260.328-2/2008/8E Im Namen der Republik 
 

Der Asylgerichtshof hat gemäß § 61 Asylgesetz 2005, BGBl. I Nr. 100/2005 idF BGBl. I Nr. 4/2008 (AsylG) 
und § 66 Abs. 4 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), durch die Richterin Mag. Ursula 
SAHLING als Einzelrichterin über die Beschwerde der XXXX auch XXXX, StA.: Volksrepublik China, vom 
29.01.20008 gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 15.01.2008, Zahl: 07 11.930-EAST Ost, zu Recht 
erkannt: 
 

Die Beschwerde von XXXX auch XXXX wird gemäß § 68 Abs. 1 AVG und § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 
abgewiesen. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e: 
 

Aus dem Akteninhalt ergeben sich folgender Verfahrensgang und Sachverhalt: 
 

Die Berufungswerberin (in der Folge Beschwerdeführerin genannt) bringt vor, Staatsangehörige der 
Volksrepublik China und am 14.02.2004 illegal in das österreichische Bundesgebiet eingereist zu sein. Sie stellte 
am 16.02.2004 in Österreich einen (ersten) Asylantrag. 
 

Im Rahmen dieses ersten Asylverfahrens gab die Beschwerdeführerin zu ihren Fluchtgründen im Wesentlichen 
an, dass sie ihre Heimat ausschließlich aus wirtschaftlichen Gründen verlassen habe und sie nicht in der Lage sei 
ihren Kreditverbindlichkeiten nachzukommen. 
 

Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 05.03.2004, Zl. 04 02.627-BAW wies das Bundesasylamt den 
Asylantrag gemäß § 7 AsylG 1997 ab und stellte gleichzeitig fest, dass die Zurückweisung, Zurückschiebung 
oder Abschiebung in die Volksrepublik China gemäß § 8 AsylG 1997 zulässig ist. Begründend wurde im 
Wesentlichen ausgeführt, dass die Beschwerdeführerin lediglich finanzielle Probleme vorgebracht habe, welche 
zu einer Asylgewährung nicht führen könnten. Dieser Bescheid des Bundeasylamtes wurde am 18.03.2004 
gemäß § 23 Absatz 2 ZustellG im Akt hinterlegt und ist am 02.04.2004 in Rechtskraft erwachsen. 
 

Die Beschwerdeführerin stellte in Folge am 18.03.2005 einen neuerlichen (zweiten) Asylantrag. Dabei gab sie 
an, dass sie keine neuen Gründe für die neuerliche Antragstellung habe; die Probleme, die sie im ersten 
Asylverfahren vorgebracht habe, bestünden immer noch. Darüber hinaus brachte sie vor, dass sie im Oktober 
2003 aufgrund ihrer Verschuldung angezeigt worden sei und eine gerichtliche Ladung bekommen habe, welche 
sie jedoch nicht vorlegen könne. 
 

Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 11.04.2005, Zahl: 05 03.833- EAST Ost, wurde dieser zweite 
Asylantrag der Beschwerdeführerin gemäß § 68 Absatz 1 AVG wegen entschiedener Sache zurückgewiesen. 
Eine Ausweisungsentscheidung wurde - der damaligen Rechtslage entsprechend - nicht getroffen. Die gegen 
diesen Bescheid des Bundesasyalamtes rechtzeitig eingebrachte Berufung wurde mit Bescheid des 
Unabhängigen Bundesasylsenates vom 27.04.2006, Zl. 260.328/0-XI/34/05, gemäß § 68 Abs. 1 AVG 
abgewiesen. Der Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates wurde der Beschwerdeführerin am 08.05.2006 
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zugestellt; dieser Bescheid erwuchs damit in Rechtskraft. Seit diesem Zeitpunkt ist daher dieses zweite 
Asylverfahren rechtskräftig abgeschlossen. 
 

Die Beschwerdeführerin stellte in der Folge - aus dem Stande der Schubhaft - am 21.12.2007 den nunmehr 
verfahrensgegenständlichen (dritten) Antrag auf internationalen Schutz in Österreich. Anlässlich der am selben 
Tag stattgefundenen niederschriftlichen Erstbefragung durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes nach 
dem AsylG 2005 gab die Beschwerdeführerin, befragt ob sie neue Fluchtgründe habe, an, dass sie bei der letzten 
Asylantragstellung ihre Fluchtgründe nicht zur Gänze vorgetragen habe. Ihr sei von der Unterwelt in China 
gedroht worden, da sie damals von diesen "Unterweltlern" in China einen Kredit in Höhe von 30.000,00 RMB 
aufgenommen habe. Zum den Gründen ihres nunmehrigen Asylantrages befragt, gab sie an, dass sie ihre 
Asylkarte wiederhaben wolle. Bei einer Rückkehr nach China habe sie Angst, dass man ihr etwas antue und sie 
befürchte gefoltert zu werden. 
 

In der Folge wurde die Beschwerdeführerin am 07.01.2008 und am 10.01.2008 durch das Bundesasylamt jeweils 
im Beisein eines geeigneten Dolmetschers der chinesischen Sprache niederschriftlich einvernommen. Diese 
Einvernahmen gestalteten sich im Wesentlichen wie folgt: 
 

Einvernahme am 07.01.2008: 
 

"................ 
 

F: Haben Sie Beweismittel oder Identitätsbezeugende Dokumente, die Sie vorlegen können und welche Sie 
bisher noch nicht vorgelegt haben? 
 

A: Nein. 
 

F: Haben Sie einen Vertreter beziehungsweise einen Zustellbevollmächtigten in Ihrem Asylverfahren? 
 

A: Ich hab schon jemanden. Ich habe jemanden gesucht, ich habe jemanden. 
 

Anmerkung: Im Akt liegt keine Vollmacht ein. 
 

F: Haben Sie im Bereich der EU, in Norwegen oder in Island Verwandte, zu denen ein finanzielles 
Abhängigkeitsverhältnis bzw. eine besonders enge Beziehung besteht? 
 

A: Nein. 
 

F: Haben sie in Österreich aufhältige Eltern oder Kinder (Blutverwandtschaft oder durch Adoption begründet). 
 

A: Nein. 
 

F: Leben sie mit einer sonstigen Person in einer Familiengemeinschaft oder in einer familienähnlichen 
Lebensgemeinschaft. Falls dies der Fall ist, beschreiben sie diese Gemeinschaft. 
 

A: Nein. 
 

F: Womit haben Sie bisher Ihren Lebensunterhalt verdient? 
 

A: Ich habe unterschiedliche Tätigkeiten verrichtet. Ich habe auf die Kinder von Landsleuten aufgepasst und 
auch Reinigungsarbeiten gemacht. 
 

F: Können Sie sich noch daran erinnern, welche Fluchtgründe Sie bei Ihrer ersten Antragstellung vorgebracht 
haben? 
 

A: Im Großen und Ganzen sind es dieselben Gründe. Ich möchte aber was ergänzen. 
 

F: Geben Sie bitte Ihre ergänzenden Gründe an! 
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A: Das habe ich letztes Mal nicht erzählt, weil ich mich geniert habe dafür. Es hat mit der chinesischen Mafia zu 
tun. Ich hatte nämlich kein Geld und musste mir einen Kredit besorgen. Den haben mir die Leute von der Mafia 
gewährt. Allerdings zu Wucherzinsen. Diese Zinsen konnte ich allerdings nicht bezahlen. Die Leute von der 
Mafia wollten dann das Geld eintreiben und haben auf mich Druck ausgeübt. Dswegen habe ich dann das Land 
verlassen. 
 

F: Sie haben am 16.02.2004 unter der Az. 04 02.627 einen Asylantrag gestellt, welcher mit Bescheid des 
Bundesasylamtes abgewiesen wurde. Sie stellten am 30.03.2005 einen weiteren Asylantrag, welcher jedoch 
wegen entschiedener Sache abgelehnt wurde. Sie brachten gegen diesen Bescheid ein, welche jedoch abgelehnt 
wurde, sodass der angeführte Bescheid mit 05.05.2006 in Rechtskraft erwachsen ist. Das von Ihnen dargebrachte 
Vorbringen ist nicht geeignet, einen neuen asylrelevanten Sachverhalt zu begründen, es ist beabsichtigt, Ihren 
Asylantrag wegen entschiedener Sache zurückzuweisen, eine vorläufige Aufenthaltsberechtigung steht Ihnen 
nicht zu. Was möchten Sie dazu sagen? 
 

A: Sie haben schon Recht, wenn Sie mich daran erinnern, dass ich schon zwei Anträge gestellt habe. Allerdings 
müssen Sie auch dazu schreiben, dass ich beide Male keine Verständigung von der Behörde bekommen habe. 
Wenn ich nicht kürzlich Schwierigkeiten mit meiner Karte bekommen hätte, wüsste ich bis heute nicht, wie 
meine Anträge ausgegangen sind. 
 

V: Sie hatten bei beiden Verfahren eine aufrechte Meldeadresse. Warum haben Sie die zugestellten Bescheide 
nicht beim Postamt behoben. Weiters hatten Sie bei Ihrem zweiten Verfahren einen Vertreter, der auch Berufung 
eingebracht hat. Wollen sie etwas dazu sagen? 
 

A: Dann hat mich jedenfalls der Anwalt nicht verständigt. 
 

F: Haben Sie seit der ersten Antragstellung Österreich verlassen? 
 

A: Nein. 
 

Belehrung: 
 

Dies ist Ihr drittes Asylverfahren. Ihr erstes und zweites Asylverfahren wurden rechtskräftig negativ 
abgeschlossen. Der entscheidungsrelevante, objektive Sachverhalt ist gleich geblieben. 
 

Der AW wurde dahingehend manuduziert, dass entsprechend der österreichischen Gesetzeslage, niemals in einer 
Angelegenheit zweimal entschieden wird. 
 

Weiters wird Ihnen zur Kenntnis gebracht, dass beabsichtigt ist, Ihren Asylantrag wegen entschiedener Sache 
zurückzuweisen und festzustellen, dass die Abschiebung, Zurückschiebung bzw. Zurückweisung nach VR 
CHINA (Herkunftsstaat) zulässig ist und eine Ausweisung zu veranlassen. Wollen Sie konkrete Gründe nennen, 
die dem entgegenstehen? 
 

A: Wie stellen Sie sich vor, wie ich hier weiter leben soll? Ich brauche schließlich eine Flüchtlingsidentität. 
Wenn Sie mir die Karte nicht geben, dann kann ich ja nicht hierbleiben. Nach China kann ich auch nicht zurück. 
 

F: Hätten Sie im Falle einer Rückkehr nach VR CHINA etwas zu befürchten? 
 

A: Die Leute von der Mafia würden mich abpassen und möglicherweise zu Tode prügeln. 
 

F: Haben Sie jemals Probleme mit den Behörden, der Polizei oder dem Militär Ihres Heimatlandes gehabt? 
 

A: Nein, nur mit der Mafia 
 

F: Haben Sie sonst Probleme in Ihrem Heimatland? 
 

A: Nein. Aber bitte geben Sie mir eine Karte, damit ich hierbleiben kann. 
 

F: Fühlen Sie sich gegenüber anderen Mitglieder Ihrer Volksgruppe (Parteienangehöriger, Religionsgruppe) 
benachteiligt? 
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A: Wenn Sie mich so fragen, fühl ich mich schon verfolgt. Schließlich ist das mit dem Kredit ja auch etwas. 
 

F: Haben Sie den Dolmetscher verstanden, konnten Sie der Einvernahme folgen und sich konzentrieren? 
 

A: Ja. 
 

F: Konnten Sie meinen Fragen folgen? 
 

A: Ja. 
 
.................." 
 
Einvernahme am 10.01.2008: 
 
"............ 
 

F: Haben Sie Beweismittel oder Identitätsbezeugende Dokumente, die Sie vorlegen können und welche Sie 
bisher noch nicht vorgelegt haben? 
 

A: Nein. 
 

F: Haben Sie einen Vertreter beziehungsweise einen Zustellbevollmächtigten in Ihrem Asylverfahren? 
 

A: Ja, ich werde vertreten. Wie die heißen, kann ich allerdings nicht sagen. 
 

F: Sind Ihre Gründe für gegenständlichen Asylantrag, die, welche Sie bei Ihrer ersten Antragstellung 
vorgebracht haben, die Selben? 
 

A: Nein, es sind nicht dieselben. Ich muss eine wichtige Ergänzung machen. 
 

F: Bitte erzählen Sie! 
 

A: Ich möchte zuerst sagen, warum ich diese Ergänzung früher nicht gemacht habe. Ich war früher nämlich nicht 
anwaltlich vertreten und habe mich daher gefürchtet. Mein Vater hat im Jahr 1989 ein Buch geschrieben, in 
welchem er das Regime kritisiert hat. Die Regierung hat daraufhin meinem Vater vorgeworfen, dass er ihr 
feindlich gesinnt sei. Er wurde ins Gefängnis gesteckt. Er ist im Gefängnis ums Leben gekommen. 
 

F: Was hat der Tod Ihres Vaters mit Ihren Fluchtgründen zu tun? Kommen Sie bitte auf das Wesentliche! 
 

A: Es geht um die Sippenhaftung. Nach dem Tod meines Vaters wurden sowohl meine Mutter als auch ich 
verhaftet. 
 

F: Wann wurden Sie verhaftet? 
 

A: Das war auch im Jahr 1989. 
 

F: Wann wurden Sie wieder freigelassen? 
 

A: Das muss Anfang 1990 gewesen sein. 
 

F: Wurden Sie verurteilt? 
 

A: Es gab eine Gerichtsverhandlung. Ich wurde aber dann gegen Kaution auf freien Fuß gesetzt. 
 

V: Sie gaben vor ca. 5 Minuten an, Ihr jetziges Vorbringen bis jetzt nicht genannt zu haben, da Sie anwaltlich 
nicht vertreten waren. Aus dem Vorakt geht eindeutig hervor, dass Sie in Ihrem zweiten Verfahren sehr wohl 
von einem Anwalt vertreten waren. Was sagen Sie dazu? 
 

A: (AW schaut erstaunt) Ich habe niemanden gesehen, der mich unterstützt hätte. 
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F: Sie sind nun seit Ende 2003 in Österreich. Haben Sie in der Zwischenzeit Beweismittel besorgen können? 
 

A. Nein. 
 

F: Haben Sie seit der ersten Antragstellung Österreich verlassen? 
 

A: Nein. 
 

F: Haben Sie jemals Probleme mit den Behörden, der Polizei oder dem Militär Ihres Heimatlandes gehabt? 
 

A: Ja, mit dem Amt für öffentliche Sicherheit hatte ich Probleme. Diesmal im Zusammenhang mit dem 
Wucherkredit. Ich bin deswegen auch ein zweites Mal verhaftet worden. Ich wurde auch geschlagen. 
 

V: Dies ist nun Ihr dritter Asylantrag. Sie brachten bei jedem neuen Asylantrag neue Gründe vor. Für das 
Bundesasylamt ist es offensichtlich, dass Sie mit Ihrem jeweils neuen Vorbringen versuchen wollen, einen 
positiven Ausgang Ihres Verfahrens zu erreichen!!! Was sagen Sie dazu? 
 

A: Ich habe schon gesagt, dass es einen einzigen Grund hat, warum ich mit dieser Ergänzung zugewartet habe. 
Ich hatte vorher keinen Anwalt. 
 

F: Können Sie sich mit dem Anwalt verständigen? 
 

A: Nein. 
 

F: Wann haben Sie Ihren Anwalt das erste Mal gesehen? 
 

A: Ich sehe den Anwalt heute das erste Mal. 
 

F: Haben Sie sonst Probleme in Ihrem Heimatland? 
 

A: Ich habe keine anderen Probleme. Aber das was ich gesagt, habe, ist so gravierend, dass ich auf keinen Fall 
zurück möchte. 
 

F: Fühlen Sie sich gegenüber anderen Mitglieder Ihrer Volksgruppe (Parteienangehöriger, Religionsgruppe) 
benachteiligt? 
 

A: Nein. 
 

F: Hätten Sie im Falle einer Rückkehr in die VR China etwas zu befürchten? 
 

A: Ich fürchte mich vor der Kreditmafia und der Polizei. Ich fürchte, dass sie mich umbringen. Ein Finger 
meiner linken Hand ist schon einmal bei einer Misshandlung verletzt worden. 
 

Weiters wurde ich auf die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Rückkehrberatung aufmerksam gemacht. 
 

F: Sie wurden nach der ersten Einvernahme über die beabsichtigte Vorgangsweise des Bundesasylamtes in 
Kenntnis gesetzt. Sie haben nun die Gelegenheit, nochmals dazu Stellung zu nehmen! 
 

A: Ich kann nur wiederholen, dass ich auf keinen Fall nach China zurück will. 
 

Frage des Vertreters: Wurden Sie während Ihrer Zeit im Gefängnis, geschlagen oder gefoltert, um von Ihnen ein 
Geständnis zu erpressen? 
 

A: Ja, sie haben damals Gewalt angewendet. Da habe ich mir auch meinen Finger verletzt. 
 

Frage des Vertreters: Sie gaben an, ein zweites Mal verhaftet worden zu sein. Wurden Sie da auch wegen Ihres 
Vaters geschlagen? 
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A: Das zweite Mal wurde ich wegen zwei Sachen geschlagen. Das eine war wegen dem Kredit und das andere 
wegen der Sache meines Vaters. 
 

Frage des Vertreters: Befürchten Sie, dass Sie wenn Sie nach China zurückkehren, wieder eingesperrt werden? 
 

A: Ich würde ganz sicher wieder so behandelt werden. 
 

F: Wo lebten Sie ab 1990 bis zu Ihrer Ausreise? 
 

A: Ich bin durchs ganze Land gezogen und habe einen kleinen Handel betrieben. 
 

V: Wie kommt es, dass Sie während der Einvernahme am 07.01.2008 angaben, dass Sie Autohändlerin bis ins 
Jahr 2003 waren. Ihre Angaben sind mehr als widersprüchlich und können offensichtlich nicht den Tatsachen 
entsprechen. Was sagen Sie dazu? 
 

A: Das ist kein Widerspruch. Ich habe genau das gemeint. Es waren gebrauchte Fahrzeuge. Es war kein 
besonders einträglicher Handel. 
 

................." 
 

Mit erstinstanzlichem Bescheid vom 15.01.2008, Zl. 07 11.930-EAST Ost, wies das Bundesasylamt den 
verfahrensgegenständlichen - dritten - Antrag der Beschwerdeführerin auf internationalen Schutz gemäß § 68 
Abs. 1 AVG wegen entschiedener Sache zurück (Spruchpunkt I); gleichzeitig wurde die Beschwerdeführerin 
gemäß § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 aus dem österreichischen Bundesgebiet in die Volksrepublik China 
ausgewiesen (Spruchpunkt II). Das Bundesasylamt kam zusammenfassend zu dem Ergebnis, dass ein neuer 
Sachverhalt, welcher im gegenständlichen Fall eine anders lautende Entscheidung in der Sache rechtfertigen 
würde, nicht vorliege. 
 

Gegen diesen Bescheid, der Beschwerdeführerin am 15.01.2008 persönlich ausgefolgt, wurde mit 
Anwaltsschriftsatz vom 29.01.2008, Berufung (in der Folge als Beschwerde bezeichnet) erhoben. In dieser wird 
im Wesentlichen ausgeführt, dass die Behörde erster Instanz unrichtiger Weise davon ausgegangen ist, dass die 
Beschwerdeführerin am 07.01.2008 einen Asylantrag eingebracht habe und sie richtiger Weise davon hätte 
ausgehen müssen, dass die Beschwerdeführerin am 21.12.2007 aus dem Stande der Schubhaft einen Asylantrag 
vor einem Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes eingebracht hat. Die am 15.01.2008 erfolgte Entscheidung 
über die Zurückweisung sei nach Ablauf der 20-tätigen Frist gemäß § 28 Abs. 2 AsylG 2008 erfolgt, weshalb der 
gestellte Asylantrag zuzulassen gewesen sei. 
 

Weiters wird vorgebracht, dass die Beschwerdeführerin im nunmehrigen Verfahren ihre wahren Gründe bekannt 
gegeben habe, dass sie neben der im ersten und zweiten Asylverfahren bekannt gegebenen Verfolgung durch die 
Behörden in ihrem Heimatland auch zu befürchten habe, dass die Kredit gebenden Stelle in ihrem Heimatland 
bei einer Rückkehr psychische und physische Gewalt gegen sie ausüben werde. Als wesentlichen weiteren 
Fluchtgrund habe die Beschwerdeführerin angegeben, dass ihr Vater im Jahr 1989 ein regimekritisches Buch 
geschrieben habe, worauf dieser wegen staatsfeindlicher Gesinnung inhaftiert worden und in Haft ums Leben 
gekommen sei. Die Mutter der Beschwerdeführerin und auch die Beschwerdeführerin selbst sei 1989 verhaftet 
worden. Während der Haft sei die Beschwerdeführerin an einem Finger der linken Hand misshandelt worden 
und unter Anwendung psychischer und physischer Gewalt wegen der Schulden und wegen ihrem Vater gefoltert 
worden. Sie sei Anfang 1990 gegen Kaution aus der Haft entlassen worden. Die Behörde erster Instanz habe sich 
bei der Entscheidungsfindung auf die Sachverhaltsänderungen seit dem Vorverfahren, welche vor dem 
Hintergrund der individuellen Situation der Beschwerdeführerin sich inhaltlich im nunmehrigen Verfahren völlig 
anders darstellen würden, nicht Bedacht genommen. Bei inhaltlicher Bedachtnahme hätte die belangte Behörde 
die Erlassung eines anders lautenden Bescheides vornehmen müssen, da diese schon von Amts wegen 
verpflichtet sei, den anders lautenden Sachverhalt in diesem Verfahren zu berücksichtigen. 
 

Diese Beschwerde wurde dem Unabhängigen Bundesasylsenat - nunmehr Asylgerichtshof - am 01.02.2008 
vorgelegt. Mit Schreiben des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 05.02.2008 wurde der Beschwerdeführerin 
bzw. deren Rechtsvertreter mitgeteilt, dass ausgehend von der Zustellung des erstinstanzlichen Bescheides am 
15.01.2008, die Beschwerdefrist bereits am 29.01.2008 abgelaufen sei. Die am 30.01.2008 per E-mail beim 
Bundesasylamt eingebrachte Beschwerde würde sich daher als verspätet eingebracht erweisen. Der 
Beschwerdeführerin bzw. deren Rechtsvertreterin wurde in Wahrung des Parteiengehörs Gelegenheit gegeben 
zur Frage der verspäteten Beschwerdeeinbringung eine Stellungnahme beim Unabhängigen Bundesasylsenat 
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einzubringen, ansonsten die Beschwerde als verspätet zurückgewiesen werde. Die diesbezügliche Stellungnahme 
langte am 05.02.2008 beim Unabhängigen Bundesasylsenat ein. 
 

Mit Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 06.02.2008 wurde der Beschwerde gegen den Bescheid 
des Bundesasylamtes vom 15.01.2008, Zahl: 07 11.930-EAST Ost, die aufschiebende Wirkung gemäß § 32 Abs. 
4a AsylG zuerkannt. 
 

Der Asylgerichtshof hat über die Beschwerde vom 29.01.2008 erwogen: 
 

Gemäß § 23 Abs.1 Asylgerichtshofgesetz (Asylgerichtshof-Einrichtungsgesetz; Art. 1 BG BGBl. I Nr. 4/2008 
idF BGBl. I Nr. 147/2008) sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100 nicht 
anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an 
die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. 
 

Gemäß § 61 Abs. 3 Z 1 lit. c AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter über Beschwerden 
gegen zurückweisende Bescheide wegen entschiedener Sache gemäß § 68 Abs. 1 AVG. Gemäß § 61 Abs. 3 Z 2 
AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter über Beschwerden gegen die mit dieser 
Entscheidung verbundene Ausweisung. 
 

Nach § 75 Abs. 4 AsylG begründen ab- oder zurückweisende Bescheide "auf Grund des Asylgesetzes, BGBl. Nr. 
126/1968, des Asylgesetzes 1991, BGBl. Nr. 8/1992, sowie des Asylgesetzes 1997 [...] in derselben Sache in 
Verfahren nach diesem Bundesgesetz den Zurückweisungstatbestand der entschiedenen Sache (§ 68 AVG)." 
 

Nach § 68 Abs. 1 AVG sind Anbringen von Beteiligten, welche die Abänderung eines der Berufung nicht oder 
nicht mehr unterliegenden Bescheides begehren, (außer in den Fällen der §§ 69 und 71 AVG) wegen 
entschiedener Sache zurückzuweisen. Nach der Rechtsprechung zu dieser Bestimmung liegen verschiedene 
"Sachen" im Sinne des § 68 Abs. 1 AVG vor, wenn in der für den Vorbescheid maßgeblichen Rechtslage oder in 
den für die Beurteilung des Parteibegehrens im Vorbescheid als maßgeblich erachteten tatsächlichen Umständen 
eine Änderung eingetreten ist oder wenn das neue Parteibegehren von dem früheren abweicht. Eine 
Modifizierung, die nur für die rechtliche Beurteilung der Hauptsache unerhebliche Nebenumstände betrifft, kann 
an der Identität der Sache nichts ändern (vgl. VwGH 24.02.2005, Zlen. 2004/20/0010 bis 0013, VwGH 
04.11.2004, Zl. 2002/20/0391, VwGH 20.03.2003, Zl. 99/20/0480, VwGH 21.11.2002, Zl. 2002/20/0315). Aus § 
68 AVG ergibt sich, dass Bescheide mit Eintritt ihrer Unanfechtbarkeit auch prinzipiell unwiderrufbar werden, 
sofern nicht anderes ausdrücklich normiert ist. Über die mit einem rechtswirksamen Bescheid erledigte Sache 
darf nicht neuerlich entschieden werden. Nur eine wesentliche Änderung des Sachverhaltes - nicht bloß von 
Nebenumständen - kann zu einer neuerlichen Entscheidung führen (vgl. VwGH 27.09.2000, Zl. 98/12/0057; 
siehe weiters die bei Walter/Thienel, Die österreichischen Verwaltungsverfahrensgesetze, Bd. I, 2. Aufl. 1998, E 
80 zu § 68 AVG wiedergegebene Judikatur). 
 

Eine neue Sachentscheidung ist nicht nur bei identem Begehren auf Grund desselben Sachverhaltes, sondern, 
wie sich aus § 69 Abs. 1 Z 2 AVG ergibt, auch im Fall desselben Begehrens auf Grund von Tatsachen und 
Beweismitteln, die schon vor Abschluss des Vorverfahrens bestanden haben, ausgeschlossen. Der Begriff 
"Identität der Sache" muss in erster Linie aus einer rechtlichen Betrachtungsweise heraus beurteilt werden, was 
bedeutet, dass den behaupteten geänderten Umständen Entscheidungsrelevanz zukommen muss (vgl. VwGH 
25.04.2002, Zl. 2000/07/0235, VwGH 15.10.1999, Zl. 96/21/0097; siehe weiters die bei Walter/Thienel, Die 
österreichischen Verwaltungsverfahrensgesetze, Bd. I, 2. Aufl. 1998, E 83 zu § 68 AVG wiedergegebene 
Judikatur). Bei der Prüfung der Identität der Sache ist von dem rechtskräftigen Vorbescheid auszugehen, ohne 
die sachliche Richtigkeit desselben - nochmals - zu überprüfen; die Rechtskraftwirkung besteht gerade darin, 
dass die von der Behörde einmal untersuchte und entschiedene Sache nicht neuerlich untersucht und entschieden 
werden darf (vgl. VwGH 25.04.2002, Zl. 2000/07/0235, VwGH 15.10.1999, Zl. 96/21/0097). Nur eine solche 
Änderung des Sachverhaltes kann zu einer neuen Sachentscheidung führen, die für sich allein oder in 
Verbindung mit anderen Tatsachen den Schluss zulässt, dass nunmehr bei Bedachtnahme auf die damals als 
maßgebend erachteten Erwägungen eine andere Beurteilung jener Umstände, die seinerzeit den Grund für die 
Abweisung des Parteibegehrens gebildet haben, nicht von vornherein als ausgeschlossen gelten kann (vgl. 
VwGH 09.09.1999, Zl. 97/21/0913, und die bei Walter/Thienel, Die österreichischen 
Verwaltungsverfahrensgesetze, Bd. I, 2. Aufl. 1998, E 90 zu § 68 AVG wiedergegebene Judikatur). 
 

In Bezug auf wiederholte Asylanträge muss die behauptete Sachverhaltsänderung zumindest einen glaubhaften 
Kern aufweisen, dem Asylrelevanz zukommt und an den die positive Entscheidungsprognose anknüpfen kann. 
Die Behörde hat sich insoweit bereits bei der Prüfung der Zulässigkeit des (neuerlichen) Asylantrages mit der 
Glaubwürdigkeit des Vorbringens des Asylwerbers und gegebenenfalls mit der Beweiskraft von Urkunden 
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auseinander zu setzen. Ergeben die Ermittlungen der Behörde, dass eine Sachverhaltsänderung, die eine andere 
Beurteilung nicht von vornherein ausgeschlossen erscheinen ließe, entgegen den Behauptungen der Partei in 
Wahrheit nicht eingetreten ist, so ist der Asylantrag gemäß § 68 Abs. 1 AVG zurückzuweisen (vgl. VwGH 
04.11.2004, Zl. 2002/20/0391, VwGH 21.11.2002, 2002/20/0315, VwGH 24.02.2000, Zl. 99/20/0173, VwGH 
21.10.1999, Zl. 98/20/0467). 
 

Die Prüfung der Zulässigkeit eines neuerlichen Antrages wegen geänderten Sachverhaltes darf ausschließlich an 
Hand jener Gründe erfolgen, die von der Partei in erster Instanz zur Begründung ihres Begehrens geltend 
gemacht worden sind; in der Berufung gegen den Zurückweisungsbescheid können derartige Gründe nicht neu 
vorgetragen werden (vgl. VwGH 04.04.2001, Zl. 98/09/0041, VwGH 07.05.1997, Zl. 95/09/0203; siehe weiters 
die bei Walter/Thienel, Die österreichischen Verwaltungsverfahrensgesetze, Bd. I, 2. Aufl. 1998, E 105 zu § 68 
AVG wiedergegebene Judikatur). Ist Sache der Entscheidung der Rechtsmittelbehörde nur die Frage der 
Rechtmäßigkeit der Zurückweisung, darf sie demnach nur über die Frage entscheiden, ob die Zurückweisung 
durch die Vorinstanz zu Recht erfolgt ist oder nicht, und hat dementsprechend - bei einer Zurückweisung wegen 
entschiedener Sache - entweder (im Falle des Vorliegens entschiedener Sache) das Rechtsmittel abzuweisen oder 
(im Falle der Unrichtigkeit dieser Auffassung) den bekämpften Bescheid ersatzlos mit der Konsequenz zu 
beheben, dass die erstinstanzliche Behörde in Bindung an die Auffassung der Rechtsmittelbehörde den gestellten 
Antrag jedenfalls nicht neuerlich wegen entschiedener Sache zurückweisen darf. Es ist der Rechtsmittelbehörde 
aber verwehrt, über den Antrag selbst meritorisch zu entscheiden (vgl. VwGH 30.05.1995, Zl. 93/08/0207). 
 

Da das Bundesasylamt mit dem angefochtenen Bescheid den Antrag auf internationalen Schutz zurückgewiesen 
hat, ist Gegenstand der vorliegenden Entscheidung des Asylgerichtshofes nur die Beurteilung der 
Rechtsmäßigkeit dieser Zurückweisung, nicht aber der zurückgewiesene Antrag selbst. 
 

Vorab sei angemerkt, dass die von der Beschwerdeführerin eingebrachte Beschwerde nicht als verspätet 
zurückzuweisen war. Wie auch in der Stellungnahme der Rechtsvertreterin vom 05.02.2008 ausgeführt wird, 
endete die Berufungsfrist am 29.01.2008 um 24:00 Uhr. Die elektronischen Geräte werden jedoch wegen 
logischer Unmöglichkeit von 23:59 Uhr nicht auf 24:00 eingestellt, sondern auf 00:00 und bereits mit der 
nächsten Datumsangabe versehen. Die Beschwerde wurde seitens ihres Rechtsvertreters per E-mail und per 
Telefax an das Bundesasylamt übermittelt. Wie sich aus dem Sendebericht der Rechtsvertreterin ergibt, erfolgte 
die Übermittlung der Beschwerde per E-mail am 30.01.2008 um 00:00 Uhr, also in Hinblick auf das oben 
Gesagte um 24:00 Uhr des 29.01.2009 und somit innerhalb der Rechtsmittelfrist. Auch ergibt sich aus den 
vorgelegten Übermittlungsbestätigungen, dass die Übermittlung und das Einlangen beim Bundesasylamt am 
29.01.2008 um 23:59:30 per E-mail erfolgte. Hinsichtlich der Übermittlung der Beschwerde per Telefax ist aus 
dem Sendebericht der Übermittlungsbeginn um 11:49 PM am 30.01. zu entnehmen, als Sendezeit ist 11:59 AM 
am 30.01.2008 zu entnehmen. Diesbezüglich wird in der Stellungnahme vom 05.02.2008 ausgeführt, dass das 
Telefaxgerät der Rechtsvertreterin der Beschwerdeführerin bei der Telefaxübermittlung am 29.01.2008 mit dem 
Beginn um 23:49 Uhr einen Defekt an eingestellter Uhrzeit am Gerät gehabt und die Zeitangabe anstatt mit PM 
mit AM berecht habe, was zur Folge gehabt habe, dass die Uhrzeit irrtümlich mit 11:49 AM des 30.01.2008 in 
der obersten Zeile der übermittelten Seiten eingedruckt worden sei. Richtig seien am 29.01.2008 zwölf Seiten 
von 23:49 bis 23:59 übermittelt worden. Diesem Vorbringen kann vom erkennenden Gerichtshof in Hinblick 
darauf, dass der Eingang der Beschwerde mit Eingangsstempel des Bundesasylamtes vom 30.01.2008 bestätigt 
wurde, gefolgt werden; der Eingangsstempel spricht dafür, dass die Beschwerde am 29.01. und nicht - wie dem 
Telefaxsendebericht zu entnehmen ist - erst am 30. 01. 2008 um 11:49 "pm" gesendet wurde. Die Beschwerde 
war daher nicht als verspätet zurückzuweisen. 
 

Sofern in der Beschwerde vorgebracht wird, dass der Antrag Beschwerdeführerin auf internationalen Schutz 
zuzulassen gewesen, weil die 20-tägige Frist gemäß § 28 Absatz 2 AsylG abgelaufen sei, so ist dem 
entgegenzuhalten, dass die im § 28 Absatz 2 AsylG angeführte 20-tägige Frist auf das Einbringen des Antrages 
auf internationalen Schutz abstellt. 
 

Gemäß § 17 Absatz 1 AsylG ist ein Antrag auf internationalen Schutz gestellt, wenn ein Fremder in Österreich 
vor einem Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes, einer Sicherheitsbehörde oder bei einer 
Erstaufnahmestelle (§ 59) um Schutz vor Verfolgung ersucht. Gemäß § 17 Absatz 2 AsylG ist der Antrag auf 
internationalen Schutz eingebracht, wenn er vom Fremden persönlich - auch im Rahmen einer Vorführung (§ 43 
Absatz 2) - bei der Erstaufnahmestelle (§59) gestellt wird. 
 

Entgegen dem Beschwerdevorbringen ist daher festzuhalten, dass die Beschwerdeführerin am 21.12.2007 durch 
Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes einvernommen wurde und somit am 21.12.2007 den 
gegenständlichen Antrag auf internationalen Schutz stellte; die niederschriftliche Einvernahme in der 
Erstaufnahmestelle des Bundesasylamtes erfolgte am 07.01.2008, weshalb der gegenständliche Antrag auf 
internationalen Schutz zu diesem Zeitpunkt als eingebracht gilt und daher die am 15.01.2008 erfolgte 
Entscheidung des Bundesasylamtes über die Zurückweisung des Antrages der Beschwerdeführerin auf 



 Asylgerichtshof 11.02.2009 

www.ris.bka.gv.at  Seite 9 von 12 

internationalen Schutz innerhalb der 20-tägigen Frist gemäß § 28 Absatz 2 AsylG getroffen wurde. Der Antrag 
der Beschwerdeführerin war daher - entgegen dem Beschwerdevorbringen - nicht gemäß § 28 Absatz 2 AsylG 
zuzulassen. 
 

Das Bundesasylamt tätigte im angefochtenen erstinstanzlichen Bescheid folgende Ausführungen, welche zum 
Inhalt des gegenständlichen Erkenntnisses erhoben werden: 
 

"Aufgrund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens gelangt die Behörde nach unten angeführter 
Beweiswürdigung zu folgenden Feststellungen: 
 

Die Identität der Antragstellerin steht nicht fest. 
 

Die ASt. ist Staatsangehörige der VR China und illegal in das österreichische Bundesgebiet eingereist. 
 

Die den Asylantragsteller treffende allgemeine maßgebliche Lage im Herkunftsland hat sich nicht geändert. 
 

Das erste Asylverfahren der ASt., unter der Zahl 04 02.624 BAW wurde in I. Instanz, rechtskräftig 
abgeschlossen. In diesem Verfahren wurden alle bis zur Entscheidung dieses Asylverfahrens entstandenen 
Sachverhalte berücksichtigt, sodass darüber nicht mehr neuerlich zu entscheiden ist. 
 

Das zweite Asylverfahren der ASt., unter der Zahl 05 03.833 EAST Ost wurde in II Instanz, rechtskräftig negativ 
abgeschlossen. In diesem Verfahren wurden alle bis zur Entscheidung dieses Asylverfahrens entstandenen 
Sachverhalte berücksichtigt, sodass darüber nicht mehr neuerlich zu entscheiden ist. 
 

In dieser Entscheidung wurde auch der Refoulementsachverhalt im Sinne des § 50 FrG berücksichtigt. 
 

Von der erkennenden Behörde kann kein neuer entscheidungsrelevanter Sachverhalt festgestellt werden. Die 
Begründung des neuerlichen Asylantrages des ASt. reicht nicht aus, einen neuen, gegenüber dem früheren 
Asylantrag wesentlich geänderten entscheidungsrelevanten Sachverhalt entstehen zu lassen. 
 

Es existieren unter Berücksichtigung aller bekannten Tatsachen keine Umstände, welche einer Ausweisung des 
ASt. aus dem Bundesgebiet der Republik Österreich in die VR China entgegenstünden. 
 

Beweiswürdigung: 
 

Die Identität der Antragstellerin steht in Ermangelung geeigneter, identitätsbezeugender Dokumente nicht fest. 
Soweit diese mit dem von ihr angegebenen Namen angesprochen wird, dient dies lediglich der 
Individualisierung als Verfahrenspartei im gegenständlichen Asylverfahren. 
 

Hinsichtlich des rechtskräftigen Abschlüsse, des gegenständlichen Asylantrages vorausgegangenen Verfahrenen 
unter der Zahl 04 02.627 BAW und 05 03.833 EAST Ost, wurden die diesbezüglichen Akte eingesehen und 
bestehen keine Zweifel. 
 

Die ASt. brachte zur Begründung gegenständlichen Asylverfahrens während ihrer Erstbefragung am 21.12.2007 
im PAZ XXXX, dass die Gründe für seine Antragstellung nach wie vor dieselben wie bei ihren ersten beiden 
Antragstellungen seien. Ergänzend gab die ASt. an, dass sie weitere Gründe hätte, die sie bis jetzt nicht erwähnt 
hätte. Die ASt. würde in ihrer Heimat von der "Unterwelt" bedroht werden, da sie sich von "diesen" Personen 
RMB 30.000,-- ausgeborgt hätte. Weiters gab die ASt. an, ihre Asylkarte wiederhaben zu wollen, da sie nicht 
wieder nach China zurückkehren könne. 
 

Bei der niederschriftlichen Einvernahmen vor der erkennenden Behörde am 07.01.2008 gab die ASt. weiters an, 
beim letzten Mal nicht alles erzählt zu haben. Ergänzend gab die ASt. an, sich in China bei Leuten der Mafia 
Geld geborgt zu haben. Sie könne allerdings die Zinsen nicht bezahlen und wurde daher unter Druck gesetzt. 
Daher hätte die ASt. ihr Land verlassen. Dazu sei anzumerken, dass die ASt. bereits in ihrer ersten 
Antragstellung unter der Zahl 04 02.627 BAW angab, aufgrund von Schulden ihr Heimatland verlassen zu 
haben. Diese Gründe wiederholte die ASt. weiters auch in ihrem zweiten Asylverfahren unter der Zahl 05 03.833 
EAST Ost. 
 

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang weiters die Angaben der ASt. zur Wahrung des Parteingehörs am 
10.01.2008, dass diese nun angibt, in ihrer Heimat auch von den heimischen Behörden verfolgt zu werden. 
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Weder hat dies die ASt. bei ihren vorangehenden beiden Asylverfahren erwähnt, noch bei der Erstbefragung 
oder bei der Ersteinvernahme. Somit muss sich der Behörde unweigerlich der Eindruck aufdrängen, dass 
gegenständliche Erwähnung nur dazu dienen sollte, um ein bereits abgeschlossenes Verfahren noch mal zu 
überprüfen um einen positiven Ausgang ihres Verfahrens zu erreichen. 
 

Auch nachdem die ASt. bei der Einvernahme am 07.01.2008 mitgeteilt wurde, dass ihr Antrag wegen 
entschiedener Sache abgelehnt wird, gab diese nur lakonisch zur Antwort, dass sie schließlich eine 
Flüchtlingsidentität bräuchte und wenn die Behörde ihr die Karte nicht ausfolgen würde, sie ja nicht hierbleiben 
könne. 
 

Zum Vorbringen der ASt. sie hätte nie erfahren, dass ihre beiden vorangegangen Verfahren negativ ausgegangen 
sind, sei anzumerken, dass der ASt. der Ausgang des ersten Verfahrens unter der Zahl 04 02.627 BAW, 
nachweislich bei der Einvernahme zum zweiten Asylverfahren, am 01.04.2005, mitgeteilt wurde. 
 

Zur Aussage, sie sei vom Ausgang ihrer Asylverfahren vom Anwalt nicht informiert worden, sei weiters 
anzumerken, dass die ASt. in ihrem Verfahren zur Zahl 05 03.833 EAST Ost, zuerst vom Verein Sprakuin/Herr 
XXXX und in weiterer Folge von Herrn Dr. Günter KLODNAR vertreten wurde. In weiterer Folge übergab die 
ASt. die Vollmacht an den MigrantInnenverein St. Marx, Dr. Lennart Binder 

LL.M. 
 

Für die Behörde ist klar ersichtlich, dass die ASt. mit ihrem jeweiligen gesteigerten Vorbringen versucht, einen 
positiven Ausgang ihres Asylverfahrens zu erreichen. Diese Vermutung drängt sich weiters unweigerlich auch 
deshalb auf, da die ASt. mehr an ihrer Aufenthaltskarte interessiert ist, wie diese auch öfters zu Protokoll gab. 
 

Auch gab die ASt. erst am 10.01.2008, bei der Einvernahme zur Wahrung des Parteingehörs, das erste Mal an, 
dass sie angeblich zwei Mal verhaftet wurde. Bei der Einvernahme am 07.01.2008 jedoch noch angab, in ihrem 
Heimatland nie mit den heimischen Behörde Probleme gehabt zu haben. Auch in ihren ersten beiden Verfahren 
gab die ASt. an, mit den heimischen Behörden nie Probleme gehabt zu haben und auch nie verhaftet worden zu 
sein. Es ist eindeutig erkennbar, dass die ASt. versucht, mit ihrem gesteigerten Vorbringen eine neuerliche 
Überprüfung eines bereits negativ abgeschlossenen Verfahrens zu erreichen. 
 

Weiters sind die Angaben der ASt. betreffend ihrer beruflichen Tätigkeit in ihrem Heimatland gravierend 
unterschiedlich. So gab die ASt. bei der Einvernahme am 07.01.2008 noch an, als Autohändlerin gearbeitet zu 
haben, bei der Einvernahme zur Wahrung des Parteingehörs am 10.01.2008 allerdings plötzlich angab, durchs 
Land gezogen zu sein und einen kleinen Handel betrieben zu haben. 
 

Auch das neue Vorbringen, welche die ASt. auch erst bei der Einvernahme am 10.01.2008, zur Wahrung des 
Parteingehörs vorbrachte, dass sie Aufgrund der Tätigkeit ihres Vaters im Jahr 1989 verhaftet worden sei, muss 
gänzlich die Glaubwürdigkeit abgesprochen werden. Dies nicht nur deshalb, dass es der ASt. nach der 
angeblichen Verhaftung noch möglich war, weitere 13!!! Jahre in ihrem Heimatland zu leben sondern auch 
daher, dass die ASt. bei Ihrer Einvernahme zu ihrem ersten Asylverfahren noch angab, dass ihr Vater vor fünf!!! 
Jahren gestorben sei. Von einem gewaltsamen Tod des Vaters, während der Inhaftierung war während der beiden 
vorangehenden Asylverfahren niemals die Rede. 
 

Wie schon erwähnt, kommt die Behörde zum Schluss, dass die ASt. mit ihrer neuerlichen Antragstellung und 
dem gesteigerten Vorbringen versucht, ein bereits abgeschlossenes rechtskräftiges negatives Verfahren neuerlich 
zu überprüfen um einen rechtmäßigen Aufenthalt im Bundesgebiet zu erwirken. 
 

Zu den Fragen des Vertreters sei anzumerken, dass die Fragen bewusst so gestellt wurden, dass der ASt. nicht 
mehr aus freien Stücken erzählen musste, sondern die Fragen des Vertreters nur mehr bestätigen musste." 
 

Im Lichte dieser zum Inhalt des gegenständlichen Erkenntnisses erhobenen erstinstanzlichen Ausführungen kann 
daher nicht davon ausgegangen werden, dass dem nunmehrigen Vorbringen der Beschwerdeführerin ein 
glaubwürdiger Kern zukommt. 
 

Darüber hinaus handelt es sich bei dem Vorbringen der Beschwerdeführerin, dass ihr Vater ein regimekritisches 
Buch geschrieben und die Beschwerdeführerin deswegen und wegen ihrer Verschuldung verhaftet worden sei, 
um Umstände, die bereits vor bzw. bei rechtskräftigem Abschluss des letzten inhaltlich entschiedenen 
Asylverfahrens durch den Bescheid des Bundesasylamtes vom 05.03.2004, AZ: 04 02.627-BAW - vorgelegen 
haben sollen und die nicht erst nach rechtskräftigem Abschluss des durchgeführten Asylverfahrens entstanden 
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sind und hätten diese Vorfälle allenfalls im ersten Asylverfahren vorgebracht werden müssen, um dort 
berücksichtigt werden zu können. 
 

Gemäß § 69 Abs. 1 Z 2 AVG rechtfertigen neu hervorgekommene Tatsachen (also solche, die bereits zur Zeit 
des früheren Verfahrens bestanden haben, aber erst später bekannt wurden) - bei Vorliegen der übrigen 
Voraussetzungen - eine Wiederaufnahme des Verfahrens, wenn sie die Richtigkeit des angenommenen 
Sachverhalts in einem wesentlichen Punkt als zweifelhaft erscheinen lassen. Hingegen ist bei 
Sachverhaltsänderungen, die nach der Entscheidung eingetreten sind, kein Antrag auf Wiederaufnahme, sondern 
ein neuer Antrag zu stellen, weil in diesem Fall einem auf der Basis des geänderten Sachverhaltes gestellten 
Antrag die Rechtskraft bereits erlassener Bescheide nicht entgegensteht (vgl. etwa das Erkenntnis des 
Verwaltungsgerichtshofes 24.08.2004, Zl. 2003/01/0431). 
 

In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass das nunmehrige Vorbringen der - anwaltlich vertretenen 
- Beschwerdeführerin, dass sie aufgrund der Umstände, dass ihr Vater ein regimekritisches Buch geschrieben 
und sie ihre Schulden nicht habe bezahlen können, verhaftet worden sei, allenfalls in einem 
Wiederaufnahmeantrag gemäß § 69 AVG hätte geltend gemacht werden müssen, nicht aber geeignet ist, eine 
zulässige neue Sachentscheidung herbeizuführen. 
 

Die Beschwerdeführerin hat daher keine neuen glaubwürdigen Gründe vorgebracht, welche eine allenfalls in 
ihrer Person gelegene neue individuelle Bedrohung begründen könnten; das Bundesasylamt ist daher zu Recht 
davon ausgegangen, dass zum Entscheidungszeitpunkt am 15.01.2008 im Verhältnis zum Eintritt der Rechtskraft 
des mit Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 27.04.2006 rechtskräftig abgeschlossenen 
Asylverfahrens keine Änderung des entscheidungsrelevanten Sachverhaltes eingetreten ist. 
 

Da auch keine von Amts wegen zu berücksichtigenden Umstände hervorgekommen sind, welche als Änderung 
der Sachlage im Hinblick auf eine Entscheidung nach § 3 AsylG 2005 zu beurteilen wären, erweist sich nach 
dem Gesagten die Zurückweisung des neuerlichen Antrages im Grunde des § 68 Abs. 1 AVG als rechtmäßig, 
sodass die Beschwerde im Spruchteil I. des angefochtenen Bescheides abzuweisen war. 
 

Gemäß § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu 
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz zurückgewiesen wird. Gemäß § 10 Abs. 2 AsylG sind 
Ausweisungen nach Abs. 1 unzulässig, wenn 1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz 
gestütztes Aufenthaltsrecht zukommt oder 2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen würden. Gemäß 
§ 10 Abs. 3 AsylG ist, wenn die Durchführung der Ausweisung aus Gründen, die in der Person des Asylwerbers 
liegen, eine Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen würde und diese nicht von Dauer sind, gleichzeitig mit der 
Ausweisung auszusprechen, dass die Durchführung für die notwendige Zeit aufzuschieben ist. Gemäß § 10 Abs. 
4 AsylG gilt eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemäß Abs. 1 Z 1 verbunden ist, stets auch als 
Feststellung der Zulässigkeit der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat. 
Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverzüglich auszureisen. 
 

Was Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides anbelangt, so ist zunächst darauf hinzuweisen, dass 
hinsichtlich der Beschwerdeführerin ein nicht auf das AsylG gestütztes Aufenthaltsrecht weder aktenkundig ist 
noch ein solches von der Beschwerdeführerin behauptet wurde. 
 

Die Beschwerdeführerin hat nicht vorgebracht, über entscheidungswesentliche familiäre oder private 
Anknüpfungspunkte in Österreich zu verfügen. 
 

Selbst wenn man im gegenständlichen Fall davon ausgehen sollte, dass ein Eingriff in das Privat- oder 
Familienleben der Beschwerdeführerin vorliegt, so erscheint dieser zur Erreichung der in Art. 8 Abs. 2 EMRK 
genannten Ziele (wirtschaftliches Wohl des Landes - Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung auf dem 
Gebiet des Fremdenwesens, das große öffentliche Interesse an der Verhinderung von Kriminalität und das 
öffentliche Interesse an der Verhinderung einer über die Dauer des Asylverfahrens hinausgehenden 
Aufenthaltsverfestigung) zulässig und geboten, zumal die illegal in das österreichische Bundesgebiet eingereiste 
Beschwerdeführerin ihren bisherigen mehrjährigen Aufenthalt in Österreich lediglich auf Asylantragstellungen 
stützt, wovon sich bereits die erste - wie rechtskräftig festgestellt - als unbegründet erwies und auch der 
nunmehrige Antrag auf internationalen Schutz zurückzuweisen ist. Der Beschwerdeführerin musste bereits bei 
ihrer ersten Asylantragstellung bekannt sein, dass die so genannte vorläufige Aufenthaltsberechtigung ein 
Aufenthaltsrecht nur für die Dauer des Asylverfahrens gewährt; es war demnach voraussehbar, dass es im Falle 
einer negativen Asylentscheidung zu einer Aufenthaltsbeendigung kommt, was von der Beschwerdeführerin 
allerdings ignoriert wurde. Nach rechtskräftigem Abschluss des ersten Asylverfahrens durch Bescheid des 
Bundesasylamtes vom 05.03.2004 reiste die Beschwerdeführerin nicht aus dem österreichischen Bundesgebiet 
aus, hielt sich in der Folge ohne jegliche Aufenthaltsberechtigung illegal im österreichischen Bundesgebiet auf 
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und stellte am 18.03.2005 einen neuerlichen Antrag auf internationalen Schutz, welcher in Folge mit Bescheid 
des Bundesasylamtes wegen entschiedener Sache gemäß § 68 Absatz 1 AVG zurückgewiesen und die dagegen 
eingebrachte Berufung vom Unabhängigen Bundesasylsenat mit Bescheid vom 27.04.2006 gemäß § 68 Absatz 1 
AVG abgewiesen wurde. Die Beschwerdeführerin stellte in Folge - wieder nach einem länger als einjährigen 
illegalen Aufenthalt in Österreich - am 21.12.2007 aus dem Stande der Schubhaft einen neuerlichen Antrag auf 
internationalen Schutz. Einer regelmäßigen Beschäftigung ging die Beschwerdeführerin seit ihrer Einreise in das 
österreichische Bundesgebiet nicht nach. Unter Berücksichtigung dieser Umstände wird ein allfälliges 
persönliches Interesse der Beschwerdeführerin an einem Verbleib in Österreich gegenüber den erwähnten 
öffentlichen Interessen erheblich herabgemindert. 
 

Die Ausweisung stellt daher im gegenständlichen Fall keinen ungerechtfertigten Eingriff in Art 8 EMRK dar. 
 

Da weiters auch keine Gründe für einen Durchführungsaufschub gemäß § 10 Abs. 3 AsylG ersichtlich sind, 
erweist sich auch die Beschwerde gegen Spruchteil II. des angefochtenen Bescheides als unbegründet. 
 

Die Beschwerde war daher spruchgemäß zur Gänze abzuweisen. Gemäß § 41 Abs. 4 AsylG konnte eine 
mündliche Verhandlung unterbleiben. 


